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AG Familie, Frauen, Senioren und Jugend

Häusliche Gewalt: Das Schweigen brechen

Sönke Rix, frauenpolitischer Sprecher;
Fritz Felgentreu, zuständiger Berichterstatter;
Gülistan Yüksel, zuständige Berichterstatterin:

Gewalt  an  Frauen  findet  zu  einem  großen  Teil  in  den  eigenen  vier
Wänden statt. Am 25. November, dem Internationalen Tag gegen Gewalt
gegen Frauen, werden auch in diesem Jahr bundesweit Fahnen gehisst,
um ein Zeichen gegen Gewalt an Frauen zu setzen.

„Laut Bundeskriminalamt sind die Opfer von Vergewaltigung und sexueller
Nötigung in Partnerschaften fast ausschließlich Frauen. Umso wichtiger ist es,
dass wir in diesem Jahr mit der Reform des Sexualstrafrechts einen Durchbruch
für diese Frauen erreicht haben. Ab sofort wird jede nicht einvernehmliche
sexuelle Handlung unter Strafe gestellt. Nein heißt nein! Auch sexuelle
Belästigung ist fortan strafbar. Das sollte Frauen Mut machen, jede dieser
Straftaten auch tatsächlich zur Anzeige zu bringen. Das ist wichtig, denn das
Dunkelfeld ist groß. Viele Frauen scheuen sich aus Scham oder Angst vor
weiterer Gewalt, die Tat zur Anzeige zu bringen.

Mit dem Übereinkommen des Europarates zur Verhütung und Bekämpfung von
Gewalt an Frauen und häuslicher Gewalt (Istanbul-Konvention), das die
Bundesregierung am 11. Mai 2011 gezeichnet hat und dessen Ratifizierung
derzeit vorbereitet wird, liegt für den europäischen Raum ein völkerrechtliches
Instrument zur umfassenden Bekämpfung von Gewalt an Frauen vor. Der Weg
zur Ratifizierung ist mit der Reform des Sexualstrafrechts freigeworden. Damit
erfüllt Deutschland nun alle Anforderungen der Konvention.

Wenn Frauen den Mut aufbringen, sich aus der häuslichen Gewaltspirale zu
befreien und ihr Schweigen zu brechen, müssen sie auf offene Türen stoßen.

http://www.spdfraktion.de/node/1794773
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Dazu gehört auch, dass Opfern häuslicher Gewalt die nötige Infrastruktur zur
Verfügung steht. Die Finanzierung des Frauenunterstützungssystems ist
grundsätzlich Aufgabe der Länder. Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich auch
weiterhin für eine bedarfsgerechte Finanzierung der Frauenhäuser ein und bleibt
deshalb mit den Ländern im Gespräch.

Nicht nur die schreckliche Gewalttat in Hameln vom vergangenen Sonntag
mahnt  uns:  Wir  müssen entschlossen gegen gesel lschaft l iche
Rahmenbedingungen vorgehen, die dazu führen, dass Mädchen und Frauen als
Eigentum ihrer Väter und Ehemänner betrachtet werden. Deshalb unterstützen
wir  Prävent ions- und Hi l festrukturen für  junge Frauen, die von
Zwangsverheiratung bedroht sind, und setzen uns dafür ein, dass bestehende
Ausnahmen vom Verbot der Kinderehe abgeschafft werden.“
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